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Ausschuss für Stadtentwicklung 04.10.2016
Rat 27.10.2016
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 660/2016-7

    Stand 13.09.2016
 
Betreff 
 
 

Radweg entlang der L 300 von Widdig bis Hersel (Bürgerradweg) 

Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, den Bau eines Bürgerradweges zwischen 
Widdig und Hersel aufgrund der hohen finanziellen Belastung für die Stadt Bornheim nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Verwaltung wird beauftragt, beim Landesbetrieb Straßen NRW eine Aufnahme des 
Radwegebaus in das reguläre Arbeitsprogramm des Landesbetriebes zu erwirken. 
 
Sachverhalt 
 
Wie in der Vorlage 276/2015-7/1 ausgeführt, ist der Landesbetrieb Straßen NRW in dem 
Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung für den Bau des Bürgerradweges von den zuvor 
besprochenen Finanzierungsmodalitäten abgewichen. In jahrelangen Abstimmungen war 
vorabgestimmt worden, dass ein Teil der Baukosten über Fördermittel des Landes NRW fi-
nanziert werden sollte, die restlichen Kosten vom Landesbetrieb übernommen werden soll-
ten. Die geschätzten Baukosten lagen bei ca. 800.000,- €.  
 
Die Stadt Bornheim sollte die Planungskosten in Höhe von ca. 60.000,- € übernehmen. Die-
ser Betrag ist bereits im Haushalt der Stadt eingestellt. 
Der Landesbetrieb sieht sich nun nicht mehr in der Lage, die zuvor getroffenen Zusagen um-
zusetzen. 
 
Stattdessen wird vom Landesbetrieb in einem Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung über 
die Herstellung dieses kombinierten Rad- / Gehweges folgende Kostenverteilung vorge-
schlagen: 
 
Die Stadt Bornheim soll die Kosten übernehmen, die über die vom Land NRW zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel hinausgehen werden. Die geschätzten Gesamtbaukosten liegen 
bei ca. 800.000,- €. 
 
Die Höhe der voraussichtlichen Fördermittel des Landes NRW setzen sich wie folgt zusam-
men: 

Voraussichtliche Höhe der Fördermittel des Landes NRW 

Strecke Bürgerradweg außerorts 1,960 km 180.000,-€ / km 352.000,- €

Strecke Bürgerradweg innerorts (OD Widdig) 0,400 km 90.000,- € / km 36.000,- €

Gesamtstrecke 2,360 km  388.000,- €
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Somit würde bei einem Fördermittelanteil von 388.000,- € des Landes ein Eigenanteil von ca. 
412.000,- € bei der Stadt Bornheim verbleiben. 
 
Zusammen mit den Planungskosten von ca. 60.000,- € kämen auf die Stadt Bornheim Ge-
samtkosten in Höhe von mind. 472.000,- € zu. 
 
Die Beantragung der Förderung des Radwegebaus kann ausschließlich durch den Landes-
betrieb beim Land NRW durch die Anmeldung im Landesprogramm „Bürgerradwege NRW“ 
erfolgen. Der Landesbetrieb erhält einmal jährlich eine Liste mit den zu fördernden Bürger-
radwegen. 
 
Eine Fördermittelgarantie über die o.g. bisherigen Finanzierungs-Ansätze des Landes exis-
tiert nicht. Falls der Fördermittelanteil des Landes im nächsten Jahr geringer ausfallen sollte,  
kämen auf die Stadt Bornheim weitere Kosten zu. Die mögliche Summe wäre erst nach Zu-
gang der Förderliste an den Landesbetrieb zu ermitteln. 
 
Durch ein Ratsmitglied wurde der Verwaltung im Oktober 2015 eine alternative Kostenschät-
zung eines Ingenieurbüros für die Planung eines Radweges in Höhe von ca. 350.000,- € 
vorgelegt. In dieser Kostenschätzung wurde jedoch von einem Zweirichtungsradweg in einer 
Breite von lediglich 2 m ausgegangen. Kosten für die Versickerung des Niederschlagswas-
sers wurden explizit nicht berücksichtigt. Diese Kostenschätzung wurde dem Landesbetrieb 
mit der Bitte um Überprüfung und Stellungnahme weitergeleitet. 
 
Der Landesbetrieb hat mit Schreiben vom 05.02.2016 seinen finanziellen Ansatz für seine 
Kostenschätzung in Höhe von ca. 800.000,- € bestätigt. Diese Schätzung beruht auf langjäh-
rigen Erfahrungswerten und geht von den vorgeschriebenen Standards beim Bau eines 
Zweirichtungsradweges mit geplanter Benutzungspflicht aus. 
 
So muss die Bauausführung dem Stand der Technik und den Sicherheitsanforderungen ent-
sprechen. Die Standardbreiten eines Radweges mit Begegnungsverkehr von 3,0 m müssen 
eingehalten werden, zumal es sich um einen gemeinsamen Geh-/Radweg handelt. Auch auf 
eine funktionierende Entwässerung kann nicht ersatzlos verzichtet werden, insbesondere da 
das Plangebiet im Bereich des Wasserschutzgebietes Urfeld (Trinkwasserschutzgebiet, Zo-
ne III A) liegt. Eine aufwändige Baustellenführung und Baustellungsicherung während des 
Baus im laufenden Verkehr  sind ebenfalls Faktoren, die sich auf Baukosten auswirken. 
 
Die detaillierten Ausführungen des Landesbetriebes zu den planungsrelevanten Kriterien 
können dem Antwortschreiben des Landesbetriebes entnommen werden. All diese Belange 
sind bei der überschlägigen alternativen Kostenschätzung des Ingenieurbüros nicht berück-
sichtigt worden. 
 
Aufgrund der hohen Kosten für die Stadt Bornheim, bei gleichzeitig hoch priorisierten ande-
ren Straßenbaumaßnahmen sowie zusätzlich einer unklaren Förderung, wird von der Ver-
waltung auch im Hinblick auf die Haushaltssituation nachdrücklich empfohlen, das Projekt 
eines Bürgerradweges nicht weiter zu verfolgen. 
 
Nach Aussage des Landesbetriebes Straßen NRW könnte der Radweg zwischen Widdig und 
Hersel alternativ zur Förderung über einen Bürgerradweg auch in das Programm Radwege-
bau an Landesstraßen des Landesbetriebes aufgenommen werden. Die Finanzierung würde 
hierbei für die Strecke außerorts (1,960 km) komplett vom Landesbetrieb übernommen, inne-
rorts (0,400 km) wären die Kosten hälftig zwischen Landesbetrieb und Stadt zu teilen. Die 
Realisierung dieser Maßnahme wäre vermutlich nicht mit oberster Priorität, sondern mittel- 
bis langfristig einzustufen. Nach derzeitiger Einschätzung kann es sich hierbei um einen Zeit-
raum von 5 – 10 Jahren handeln.  
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Finanzielle Auswirkungen 
 
Auf die Kostendarstellung im Sachverhalt wird verwiesen.  
Für die nächsten Haushaltsjahre sind bei Beschlussfassung entsprechend Beschlussentwurf 
keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten. Erst zum Zeitpunkt der Realisierung des Rad-
weges durch den Landesbetrieb, müssen von der Stadt Bornheim für die 0,400 km Strecke 
innerorts die Hälfte der Kosten getragen werden. Nach den derzeitigen Kostenschätzungen 
beläuft sich dies auf einen Betrag von ca. 70.000,- €. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
1. Entwurf Verwaltungsvereinbarung 
2. Übersichtsplan Bürgerradweg 
3. Stellungnahme Landesbetrieb zur Kostenschätzung 
 


